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PETROS VERSPRECHEN
NEU GEGRÜNDETES MINISTERIUM FÜR GLEICHSTELLUNG IM WANKEN

Es ist inzwischen fast zwei Jahre her, dass Gu-
stavo Petro sein Amt als erster linker Präsident 
Kolumbiens angetreten hat. Das Programm der 
„Regierung des Wandels“ war die Antwort für 
die frustrierte Bevölkerung, die unter den ver-
heerenden Auswirkungen der Covid-Krise litt: 
Arbeitslosigkeit war angestiegen, die Armuts-
rate war höher denn je (besonders betroffen 
waren Frauen) und bewaffnete Gruppen konn-
ten die Pandemie nutzen, um ihre Kontrolle 
über strategische Gebiete des Drogenhandels zu 
verstärken. Monatelange, von Polizeigewalt ge-
kenn zeichnete Proteste, bei welchen 83 Men-
schen ums Leben kamen – der paro nacional (LN 
569/570) –, verdeutlichten die wachsende Un-
zufriedenheit. Im Juni 2022 war das Land zum 
ersten Mal bereit, gegen den Status Quo zu 
wählen.

Petros progressives Wahlprogramm versprach 
tiefgreifende Veränderungen: Ganz oben auf sei-
ner Liste von Versprechungen standen Sicherheit 
und „totaler Frieden“ durch Verhandlungen mit 
bewaffneten Gruppen, Agrarreform und einen 
neuen Ansatz im Kampf gegen die illegale Wirt-
schaft, der es Coca-Landwirt*innen erleichtern 
sollte, auf legale Kulturen umzusteigen. Weitere 
wichtige Versprechen waren Klimaschutz, ge-
rechte Steuerreform, die Abkehr der Wirtschaft 
von fossilen Brennstoffen, besserer Zugang zu 
Bildung, Gesundheitsversorgung und sozialer Si-
cherheit für arme Bevölkerungsschichten sowie 
die Bekämpfung geschlechtsspezifischer Un-
gleichheiten.
Seit Amtsantritt hat Petro Einiges davon verwirk-
lichen können: Er konnte seine Steuerreform 
umsetzen, die vor allem durch die erhöhte Be-
steuerung der Öl- und Kohleindustrie laut 
Finanzministerium zusätzliche 20 Billionen Pe-
sos (4,6 Milliarden Euro) pro Jahr einbringt. Dar-
über hinaus hat seine Regierung im Rahmen der 
Agrarreform rund eine Million Hektar an ländli-

che Gemeinden übertragen – 118.000 Hektar 
durch Kauf und 807.000 durch Formalisierung 
der Besitzverhältnisse. Nach Angaben des 
Umweltministeriums hat sie 2022 die Entwal-
dung um 29% verringert, und vor kurzem den 
Erlass von Studierenden-Darlehen für Personen 
mit starkem Zahlungsverzug angestoßen. Auch 
einen Waffenstillstand mit der bewaffneten 
Gruppe Nationale Befreiungsarmee (ELN) konn-
te die Petro-Regierung aushandeln.

Ehrgeizige Ziele - Schwierigkeiten in 
der Umsetzung

Doch Kolumbien ist kein Land, das sich so leicht 
von Grund auf verändern lässt. Petro hat keine 
starke Mehrheit im Kongress und die traditionell 
moderaten und rechten Parteien sowie bürokra-
tische Hürden machen seinen Reformen in den 
meisten Fällen einen Strich durch die Rechnung. 
Die Steuerreform war die einzige seiner großen 
geplanten Maßnahmen, die als Gesetz verab-
schiedet werden konnte. Seine Gesundheits-, 
Renten- und Arbeitsrechtsreform wurden im 
Kongress blockiert. Die Gesundheitsreform, 
welcher er seit Amtsantritt am meisten Priorität 
eingeräumt hat und die ihn mehrere Minister und 
einen Großteil der Unterstützung des Kongresses 
gekostet hat, wurde zu seiner bisher größten 
politischen Niederlage. Mit seinem Beharren auf 
dieser Reform hat er seinen politischen Impuls in 
der Legislative geopfert, eine Situation, die ihm 
bei den übrigen Reformen zum Nachteil wurde. 
Die Enttäuschung über mehr gebrochene als 
eingehaltene Wahlversprechen sowie Vorwürfe 
illegaler Wahlkampf-Finanzierung, in welche 
auch sein Sohn Nicolás Petro verwickelt sein soll, 
zeichnet sich in Petros sinkender Beliebtheit ab: 
Seine Zustimmungswerte sind zwischen 2022 und 
2023 um ganze 21% gesunken und auch von 
seiner eigenen Koalition fehlt inzwischen meist 
die Unterstützung. 
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Das Versprechen der Gleichberechtigung durch 
das Ministerium für Gleichstellung (MinIgualdad) 
entwickelt sich am langsamsten und hat die 
meisten Rückschläge erfahren. Dies verdeutlicht 
die Diskrepanz zwischen den ehrgeizigen Zielen 
dieser Regierung und ihrer tatsächlichen 
Umsetzung.  Die Schaffung dieser Behörde war 
eines der wichtigsten Wahlver prechen Petros und 
sollte alle Formen der Ungleichheit in Kolumbien 
bekämpfen – einem Land, das laut Oxfam das 
zweitungerechteste in Lateinamerika ist. Petro 
kündigte die Schaffung des MinIgualdad während 
seiner Wahlkampagne an und ernannte 
Vizepräsidentin Francia Márquez nach seinem 
Amtsantritt zur Ministerin der Behörde.
Doch nach nicht mal einem Jahr in Betrieb hat 
das Verfassungsgericht ihre Einrichtung schon 
wegen administrativer Unregelmäßigkeiten für 
ungültig erklärt; der Kongress hatte es versäumt, 
eine steuerliche Genehmigung einzuholen, die 
vom Finanzministerium für Gesetze erteilt wer-
den muss, die neue Staatsausgaben nach sich 
ziehen. Ohne diese Genehmigung ist das Gesetz 
zur Ministeriumsgründung ungültig. Der Obers-
te Gerichtshof traf diese Entscheidung nachdem 
elf Kongressabgeordnete der rechten Opposition 
Klage eingereicht hatten, um die Einrichtung zu 
kippen. Als eines der repräsentativsten Verspre-
chen der linken Regierung war das MinIgualdad 

von Anfang an umstritten und hatte zu Span-
nungen zwischen den politischen Sektoren der 
Linken und der Rechten geführt. Die Rechte wirft 
der Behörde vor, eine Belastung für die Nation zu 
sein und die Bürokratie zu vergrößern. Bis zu 
diesem Jahr verfügte das Ministerium über einen 
Haushalt von mehr als 1,8 Billionen Pesos (mehr 
als 400 Millionen Euro) mit fünf Ministeriums-
zweigen und rund 740 Stellen. Im März hatte die 
Behörde jedoch nur weniger als 0,24 % des 
Haushalts ausgeführt.

Mehr Rückschläge als Fortschritte

Seit seiner Einrichtung Ende 2022 ist das MinI-
gualdad nur langsam vorangekommen und hat 
mehr Rückschläge als Fortschritte gemacht. Ob-
wohl die Generalstaatsanwaltschaft im Septem-
ber letzten Jahres die Verfassungsmäßigkeit der 
Einrichtung des Ministeriums anerkannte, warn-
te der Rechnungshof im April dieses Jahres vor 
der schlechten Ausführung des nationalen Ge-
samthaushaltsplans, in dem das MinIgualdad mit 
einer Ausführung von 0% auftauchte. Ministerin 
und Vizepräsidentin Márquez verteidigte sich da-
mit, dass nach der Unterzeichnung des Gesetzes 
im Januar 2023 viel Bürokratie entstanden sei, 
die die Erschaffung und Tätigkeit des Ministeri-
ums erschwere.
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 Ministerin Márquez Im Kampf um ihr Ministerium
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Das Urteil des Gerichtshofs soll erst 2026 in 
Kraft treten – eine Entscheidung, die ebenfalls 
eine öffentliche Debatte ausgelöst hat. Trotzdem 
bleibt die Frage offen, ob es dem Ministerium 
gelingen wird, sich über diese Regierung hinaus 
zu behaupten, oder ob es zu einem weiteren ge-
scheiterten Wahlversprechen der „Regierung des 
Wandels“ wird. 
Das Ministerium war ursprünglich auf die 
Gleichstellung von Frauen ausgerichtet. Petro 
hatte versprochen, auf Lohngleichheit hinzuar-
beiten, die unbezahlte Arbeit im Haushalt bei 
der Rente von Frauen anzuerkennen, ein exis-
tenzsicherndes Einkommen für haushaltsfüh-
rende Mütter zu gewährleisten und Frauen in 
seiner Agrarreform als Landbesitzerinnen ein-
zusetzen. Im Laufe der Zeit wurde das Ministe-
rium aber ambitionierter und begann auch 
andere von der Gesellschaft ausgegrenzten Be-
völkerungsgruppen einzubeziehen. Seine fünf 
Abteilungen umfassen eine für Frauen, eine für 
Jugend, eine für die Bevölkerung in ausgegrenz-
ten Gebieten und Armutsüberwindung, eine für 
Diversität und „ethnische Bevölkerung“ und 
eine für Landbevölkerung.

Ein Ministerium gegen jegliche 
Diskriminierung

Frauen und LGBTIQ+-Personen, Gruppen, die 
nach wie vor stark von Gewalt und Ausgrenzung 
betroffen sind, wären von der Einstellung des 
Ministeriums besonders betroffen. Geschlechts-
spezifische Gewalt ist in Kolumbien an der Ta-
gesordnung: Erst vor wenigen Wochen, am 29. 
Mai, wurde Stefany Barranco Oquendo, 32 Jah-
re, von ihrem Ex-Partner Iván José de la Rosa 
in einem Einkaufszentrum in Bogotá am hell-
lichten Tag vor den Augen der Passant*innen 
ermordet. Nach Angaben der Staatsanwältin 
Margarita Cabello erlebten in Kolumbien 2023 
mehr als 63.982 Frauen häusliche Gewalt. Da-
von erfuhren 77% Gewalt, eben weil sie Frauen 
waren. Sie erklärte auch, dass die General-
staatsanwaltschaft im vergangenen Jahr 923 
Warnungen wegen der Gefahr von Feminiziden 
registriert hat.
Die Situation ist für queere Personen in Kolum-
bien nicht anders. Nach Angaben der Beobach-
tungsstelle für Menschenrechte Caribe 

Afirmativo wurden in diesem Jahr bisher 11 Mor-
de an LGBTIQ+-Personen registriert, wobei trans 
Frauen mit bisher vier Fällen prozentual am 
stärksten betroffen sind. April war ein besonders 
gewalttätiger Monat für trans Frauen: In diesem 
Monat gab es drei Transfeminizide.
Dies sind nur zwei der Bevölkerungsgruppen, mit 
denen sich das MinIgualdad befassen sollte, die 
sich in der Endphase des Wahlkampfs 
mobilisierten und ihre Stimmen für Petro 
abgaben, weil sie auf das Versprechen eines 
Wandels durch diese Präsidentschaft setzten.
Vizepräsidentin Francia Márquez hat zwei Jahre 
Zeit, um das Ministerium zu retten und das Ur-
teil des Gerichtshofs zu revidieren. Und obwohl 
diese Zeitspanne ausreichend zu sein scheint, be-
stehen hohe Hürden. Vor allem, weil die Petro-
Regierung nicht mehr die Mehrheiten hat, mit 
denen sie im Kongress begonnen hat. Sie könn-
te also scheitern, wenn sie versucht, das Gesetz 
erneut zu verabschieden und dem MinIgualdad 
neues Leben einzuhauchen.
Dieses Verwaltungsmanagement könnte auch die 
Leitung des Ministeriums beeinträchtigen und 
dazu führen, dass mehrere Versprechen für die 
Bevölkerung, die seit der Wahl des Präsidenten 
und der Vizepräsidentin auf den versprochenen 
Wandel gewartet hat, nicht eingehalten werden. 
Die Zeit und Márquez‘ Handhabung werden dar-
über entscheiden, ob Kolumbien sein Ministeri-
um für Gleichstellung noch für eine Weile 
behalten wird oder ob es als eine flüchtige Ein-
richtung enden wird, die mehr Probleme als 
Fortschritt hervorgebracht hat.

// Nathalia Guerrero Duque, Lea Rux
Übersetzung: Lea Rux
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